Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— ia Nr. 24. — 


(Fr. 8014.) Geſetz, betreffend die Pfandleihanſtalten zu Kaſſel, Fulda und Hanau. Vom 
10. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 
Mit dem 1. Juli 1872. gehen ſämmtliche Rechte und Verbindlichkeiten 
des Staates hinſichtlich 
1) des Leihhauſes zu Kaſſel, 
2) des Leih- und Pfandhauſes zu Fulda und 
3) der Leihbank zu Hanau 
auf den kommunalſtändiſchen Verband des Regierungsbezirks Kaſſel über. 


Die von dieſen Anſtalten ſeither benutzten Gebäude werden, inſoweit ſie 
a Staate gehören, dem kommunalſtändiſchen Verbande als Eigenthum über- 
eſen. f 


$. 2. 

Von dem im $. 1. gedachten Zeitpunkte ab werden die drei Anſtalten als 
ſtändiſche, mit den Rechten juriſtiſcher Perſonen verſehene Inſtitute für Rechnung 
des kommunalſtändiſchen Verbandes unter Oberaufficht des Staates und, ſoweit 
es in dieſem Geſetze ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, unter Mitwirkung der Staats. 
behörden, im Uebrigen aber unter Aufficht und nach den Beſchlüſſen des Kom. 
munallandtages verwaltet. 

§. 3. 


Die Anſtaltsbeamten übernimmt der kommunalſtändiſche Verband mit 

. denſelben Rechten und Pflichten, unter welchen fie angeſtellt find. Ihre Befol- 

dungen, ſowie die Penſionen der in Ruheſtand tretenden oder bereits getretenen 
eamten werden nach wie vor aus den Anſtaltsfonds entrichtet. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8014) öl $. 4. 


Ausgegeben zu Berlin den 26. April 1872. 
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8. 4. 


Faiuür die zur Zeit des Uebergangs dieſer Anſtalten an den kommunalſtän⸗ 
diſchen Verband beſtehenden Verbindlichkeiten, deren genaue Feſtſtellung vor dem 
Uebergange zu erfolgen hat, bleibt die Staatskaſſe mit verhaftet; der kommung 
ſtändiſche Verband übernimmt jedoch die Schadloshaltung der Staatskaſſe für 
alle aus dieſer Mitverhaftung herzuleitenden Anſprüche und iſt verbunden, 
zum 1. Juli 1878. die Staatskaſſe vollſtändig außer Verbindlichkeit zu ſetzen. 


§. 5. 

Für die Erfüllung derjenigen Verpflichtungen, welche nach dem Tage des 
Uebergangs der Anſtalten an den kommunalſtändiſchen Verband entſtehen, über⸗ 
nimmt der letztere allein die Garantie; eine Verhaftung der Staatskaſſe für die 
felben findet nicht ftatt. 

$. 6. 


Der Gefchäftsbetrieb, zu dem die Anftalten befugt find, bleibt der bisherige. 

Demgemäß iſt das Leihhaus zu Kaſſel auf die Gewährung von Darlehnen 
gegen Hinterlegung von Fauſtpfändern beſchränkt, wogegen den Leihanſtalten zu 
Fulda und Hanau geſtattet iſt, neben dem Betriebe des Pfandleihgeſchäfts auch 
Darlehne gegen ſpezielle Verpfändung im Regierungsbezirke Kaſſel gelegener 
Grundbeſitzungen mit Ausſchluß von Bergwerkseigenthum zu gewähren. 

Ingleichen ſteht allen drei Anſtalten die Befugniß zu, verfügbare Geld⸗ 
mittel in verzinslichen Preußiſchen Staats⸗ oder vom Preußiſchen Staate garau⸗ 
tirten Papieren, in verzinslichen Papieren des Deutſchen Reichs, in Schuldver⸗ 
ſchreibungen der Landeskreditkaſſe oder in verzinslichen Schuldverſchreibungen der 
Kommunalſtände anzulegen. 

$.7. 


Die erforderlichen Betriebsmittel dürfen die Leihanftalten zu Fulda und 
Hanau durch Aufnahme kündbarer, verzinslicher Darlehne gegen Schuldverſchrel 
bungen auf den Inhaber oder gegen Schuldſcheine beſchaffen. 8 
In ſämmtlichen auszugebenden Schuldverſchreibungen, denen Zinskupon 
und Talons beigegeben werden dürfen, muß die ſtändiſche Garantie ausdrücklich 
erwaͤhnt werden. 
$. 8. 


Die Bedingungen, unter welchen nach $.6. dieſes Geſetzes Darlehne aus 
den Anſtalten gewährt werden, ſowie die Zins. und Rückzahlungsbedingung⸗ 5 
und die Formulare der von den Anſtalten nach §. 7. etwa aufzunehmen e 
Darlehne ftellt der Kommunallandtag oder deſſen Ausſchuß mit Genehmigutd 
des Oberpräſidenten feft, und veröffentlicht dieſelben im Amtsblatte des Regt 
rungsbezirks Kaſſel. 6s 

Bis zum Erlaſſe ſolcher Beſtimmungen Seitens des Kommunallandieh, | 
beziehungsweiſe deſſen Ausſchuſſes bleiben die bisher in dieſer Hinſicht gültigen 
Beſtimmungen in Kraft. i 8 9. 


m 
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$. 9. 


„Die in den bisherigen Geſetzen und Verordnungen ꝛc. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften über die Organiſation und die Geſchäftsformen der in Rede ſtehenden 
hftalten können, unbeſchadet der Beſtimmungen dieſes Geſetzes, jederzeit mit 
Genehmigung des Oberpräſidenten durch den Kommunallandtag oder deſſen 
usſchuß geändert werden. 


$. 10. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere auch 
die in dem F. 10. unter Litt. o. d. und e., $. 14., §. 28. und 29. bezüglich 
der in dieſen beiden Paragraphen den Gerichtsbehörden auferlegten Verpflichtun⸗ 
en, und F. 31. bezüglich der in demſelben dem Tapator auferlegten beſonderen 
egreßverbindlichkeit enthaltenen Vorſchriften der landesherrlichen Verordnung 
vom 31. Auguſt 1805., die Einrichtung des Leih⸗ und Pfandhauſes in Fulda 
betreffend, werden, inſoweit dieſelben nicht ſchon durch ſpätere Geſetze ihre Gül⸗ 
tigkeit verloren haben, hierdurch aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 
Gegeben Berlin, den 10. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Camphauſen. Falk. 


— — ͤ öZuwv—ĩĩ??0 


(Nr. 8015.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Artikel III. und IV. der Ufer-, Ward- 
und Hegungsordnung für das Herzogthum Schleſien und die Grafſchaft 
Glatz vom 12. September 1763. Vom 11. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 

Die Vorſchriften der Artikel III. und IV. der Ufer, Ward⸗ und Hegungs⸗ 
ordnung für das Herzogthum Schleſien und die Grafſchaft Glatz vom 12. Sep⸗ 
tember 1763. werden hierdurch aufgehoben. 

(Nr. 8014-8016.) $. 2. 


ze 


8. 2. 


Den Uferbeſitzern verbleibt jedoch die Verpflichtung, den Beamten und. 
Arbeitern der Stromverwaltung die Benutzung der Ufer zum Herauswinden, zur 
Ablagerung und Bearbeitung der geräumten Hölzer und anderer Sinkſtücke 
unentgeltlich zu geſtatten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 11. April 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulen burg. 
f Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8016.) Bekanntmachung, betreffend die der Breslau⸗Schweidnitz Freiburger Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft ertheilte landesherrliche Konzeſſion zum Bau und Betriebe der 
Eiſenbahnen von Breslau nach Raudten und von Rothenburg über Küſtrin 
nach Stettin und Swinemünde (Oſtſwine). Vom 13. April 1872. 


Nas Königs 1 haben mittelſt Allerhöchſter Konzeſſions⸗Urkunde vom 
6. April d. J. der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft den Bau 
und Betrieb der Eiſenbahnen von Breslau nach Raudten und von Rothenburg 
über Küſtrin nach Stettin und Swinemünde (Oſtſwine) unter gleichzeitiger Ber 
leihung des Expropriationsrechts zu geſtatten geruht. 


Die gedachte Allerhöchſte Urkunde gelangt durch die Amtsblätter der König‘ 
lichen Regierungen zu Breslau, Frankfurt a. d. O. und Stettin zur Veröffentlichung. 


Berlin, den 13. April 1872. 
Der Miniſter für, Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 
Duddenhauſen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


